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Vorwort 

Mit der Kodifikation des Völkervertragsrechts war die International 
Law Commission seit 1949 befaßt; im Jahre 1966 hat sie den Entwurf 
für eine Konvention vorgelegt, der 1968 und 1969 auf der in Wien von 
den Vereinten Nationen zusammengerufenen Konferenz beraten und 
nach etlichen Änderungen am 23. Mai 1969 als "Konvention über das 
Recht der völkerrechtlichen Verträge" verabschiedet wurde. In diesem 
internationalen Rechtsetzungsverfahren hat die Frage des Einflusses 
von Zwang beim Vertragsabschluß auf die Gültigkeit völkerrechtlicher 
Abkommen eine bedeutende Rolle gespielt. 

Reiz und Schwierigkeit zugleich war die Notwendigkeit, bei der Er-
örterung der positivrechtlichen Regelungen den rechts- und allgemein-
politischen Gesichtspunkt im Auge zu behalten und die Grenze zwischen 
Darstellung der Rechtslage und Erörterung des rechtspolitisch Wün-
schenswerten zu ziehen. 

Die Arbeit wurde im Sommer 1973 von der Juristischen Fakultät der 
Georg-August-Universität zu Göttingen als Dissertation angenommen. 

Berkeley/California, Dezember 1973 
Hartmut Brosche 
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I. Einführung 

Im März 1939 kam der tschechoslowakische Staatspräsident Hacha 
nach Berlin, um über die Forderungen des Deutschen Reiches zu ver-
handeln; Hitler drohte die Bombardierung Prags an, falls das von ihm 
gewünschte Abkommen- der Vertrag über die Errichtung des Protek-
torats Böhmen und Mähren - nicht binnen kürzester Frist unterschrie-
ben würde. Um ein derartiges Unheil von seinem Land abzuwenden, 
gab Hacha seine Zustimmung1 • 

Wenige Monate zuvor- im September 1938- war das Münchener 
Abkommen geschlossen worden, das die Einzelheiten im Zusammenhang 
mit der Abtretung der Sudetengebiete regelte. Der gesamte Verlauf der 
Verhandlungen stand unter der ernsten und unmittelbaren Drohung 
der Deutschen Regierung, in die Tschechoslowakei einzumarschieren. 

Im August 1962 wurde zwischen Indonesien und den Niederlanden ein 
Abkommen unterzeichnet, das die Abtretung von West-Irian regelte. 
Kurz zuvor hatte die indonesische Regierung mit gewaltsamer Annexion 
des umstrittenen Gebietes gedroht und Fallschirmjäger auf West-Irian 
gelandet. Die Vollversammlung der Vereinten Nationen stimmte dem 
Abkommen zu. 

Im Oktober des gleichen Jahres verhängte Präsident Kennedy eine 
"Blockade" über Cuba, um den Abbau der bereits eingerichteten Rake-
tenstützpunkte zu erreichen. Ministerpräsident Chruschtschow erklärte 
sich in einer Abmachung bereit, die Abschußbasen zu demontieren. 
UNO-Generalsekretär U Thant hatte beide Parteien zur friedlichen 
Behebung der Krise aufgefordert. 

Im August 1968 erfolgte die Invasion in die Tschechoslowakei durch 
Truppen des Warschauer Paktes. Während der Verhandlungen zwischen 
der tschechoslowakischen und der sowjetischen Regierung wurde im 
Oktober des gleichen Jahres ein Truppenstationierungsvertrag unter-
zeichnet, der die weitere Anwesenheit sowjetischer Truppen gestattete. 
Eineinhalb Jahre später - im Mai 1970 - erfolgte der Vertrag über 
Freundschaft, Zusammenarbeit und gegenseitigen Beistand. Zu diesem 
Zeitpunkt hatten die sowjetischen Truppen das Land noch nicht ver-
lassen. 

1 Die hier angeführten Beispiele sind ausführlich behandelt in Teil 4.2 der 
Arbeit. 

2 Brosche 
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All den genannten Verträgen ist eines gemeinsam: Sie wurden- wie 
auch alle Waffenstillstandsabkommen und Friedensverträge nach dem 
zweiten Weltkrieg- unter dem Einfluß von Zwang abgeschlossen; es 
waren Anwendung oder Androhung von Gewalt, die zur Unterzeich-
nung der fraglichen Abkommen führten. 

Ergeben sich daraus irgendwelche Folgen für die Gültigkeit dieser 
Verträge? 

Während der Verhandlungen im Fisheries Jurisdiction Case vor dem 
Internationalen Gerichtshof im Sommer 1972 wurde diese Frage auf-
geworfen: Island berief sich in diesem Verfahren auf die Unwirksam-
keit eines Vertrages, der herangezogen wurde, um die Zuständigkeit des 
Internationalen Gerichtshofes in dem vorgelegten Streit zu begründen. 
Neben anderen Gesichtspunkten hat Island vorgebracht, das Abkommen 
sei unter Anwendung von Zwang zustande gekommen. 

Gilt im Völkerrecht der Grundsatz, daß ein durch rechtswidrigen 
Zwang hervorgebrachter Vertrag unwirksam ist? Wäre dies der Fall, so 
ließe sich die Gültigkeit der genannten Abkommen zumindest in Frage 
stellen. 

Die im Gegensatz zum Völkerrecht sehr weit entwickelten nationalen 
Rechtsordnungen, die mit Hilfe der staatlichen Machtmittel die Einhal-
tung der aufgestellten Normen im wesentlichen garantieren können, 
behandeln erzwungene Verträge und Willenserklärungen als anfecht-
bar oder nichtig2• Ist dieses Prinzip nun auf den zwischenstaatlichen 
Verkehr übertragbar - wenn ein Staat einen anderen zwingt, einen 
Vertrag abzuschließen; ist auch in internationalen Beziehungen die 
Willensfreiheit der vertragschließenden Parteien erforderlich für die 
Wirksamkeit des Vertrages bzw. gilt auch hier das Prinzip "ex iniuria 
ius non oritur"? 

Im Völkerrecht müssen zwei Fallgruppen unterschieden werden: 
Zwang gegenüber der Person des Unterhändlers und Zwang, der sich 
gegen den Staat selbst richtet. 

Schon seit langer Zeit besteht einhellige Auffassung darüber, daß 
die Freiheit der Willensentschließung des am Vertragsabschluß teil-
nehmenden Staatsvertreters unerläßliche Voraussetzung für die Gültig-
keit des Vertrages ist3 : Ein Vertrag, der durch Gewaltanwendung 
gegenüber dem Repräsentanten oder Organ des Vertragsstaates zu-

2 Dieser Grundsatz ist in nahezu allen Kodifikationen des Zivilrechts nach-
zuweisen, vgl. dazu Teil 4.32 der Arbeit. 

3 Siehe dazu statt vieler: Harvard Draft Convention, AJIL Bd. 29 (1935), 
Suppl. Teil 3, Kommentar zu Art. 32, S. 1151; Wenner, S. 125 bis 199 und 
Brownlie, International Law and the Use of Force by States, S. 404 mit zahl-
reichen Nachweisen in Fn. 5. 
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standegekommen ist- sei es durch Vorhalten einer Pistole, Einsperren 
ohne Nahrung oder Drohung, einen Angehörigen zu töten-, ist ungül-
tig. In der Praxis sind solche Fälle selten, die Literatur nennt dafür 
nur wenige Beispiele. Gewöhnlich werden folgende drei Vorfälle ge-
nannt, in denen gegenüber der Person des Bevollmächtigten Zwang an-
gewendet wurde4 : 

1526 nahm Kaiser Karl V. den französischen König Franz I. gefangen 
und schloß mit ihm in Madrid einen Vertrag, den Franz I. nur unter-
schrieb, um aus der Gefangenschaft entlassen zu werden. 

1807 lockte Napoleon I. den spanischen König Ferdinand VII. nach 
Bayonne und zwang ihn, einen Vertrag zu unterschreiben, der den 
Thronverzicht vorsah. Er drohte, ihn im Falle der Nichtunterzeichnung 
als Verräter zu verurteilen. 

1905 umzingelten japanische Truppen den Palast des Kaisers von 
Korea und zwangen ihn und seine Minister, einen Vertrag zur Errich-
tung des Protektorats J apans über Korea zu unterzeichnen. Es wurde 
erklärt, daß bis zur Unterzeichnung dieses Vertrages niemand den 
Palast verlassen dürfe5• 

Der Standpunkt, daß derart aufgezwungene Verträge nichtig seien, ist 
kürzlich in Art. 51 der Wiener Konvention über das Recht der völker-
rechtlichen Verträge bekräftigt worden: 

Zwang gegenüber einem Staatenvertreter 

Die Abgabe der Zustimmung eines Staates zur Bindung durch einen Ver-
trag, die durch Zwang gegenüber einem Vertreter mittels gegen ihn gerich-
teter Handlungen oder Drohungen erlangt wurde, hat keinerlei rechtliche 
Wirkung•. 

Insgesamt kann dieses Problem als gelöst gelten und bedarf daher 
hier keiner eingehenden Untersuchung. 

Wie aber verhält es sich beim Zwang gegen den Staat selbst, z. B. 
militärischer Gewalt - wie der Androhung einer Invasion, eines Bom-
bardements oder der Erschießung von Kriegsgefangenen - oder auch 
bei der Zufügung von politischen oder wirtschaftlichen Nachteilen, z. B. 

4 Zu den Beispielen vgl. Fenwick, International Law, S. 529; Dahm, Völker-
recht, Bd. 3, S. 38 und Lewin, Grundprobleme des modernen Völkerrechts, 
S. 297, Fn. 379. 

5 Auf ein ähnliches Beispiel in Polen im Jahre 1773 hat Wenner, S. 188 
hingewiesen; manche Autoren rechnen in diese Gruppe auch die Gewaltaus-
übung der Hitlerregierung gegenüber dem tschechoslowakischen Staatsprä-
sidenten Hacha 1939, so: McNair, Law of Treaties, S. 208; dagegen Dahm, Bd. 3, 
S. 39, Fn. 24: es sei die Bombardierung Prags angedroht worden, Gewalt gegen 
die Person Hachas habe man hingegen nicht angewandt. 

8 So die Übersetzung in JIR Bd. 15 (1971), S. 751. Originaltext: ZaöRV 
Bd. 29 (1969), S. 739. Zu Einzelfragen der Bestimmung siehe Neuhold, ÖZöR 
1969, S. 80 und AVR Bd. 15 (1971), S. 38m. w. N. 

2• 


